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' Keine Ruhe an den Universitäten
Sowjetzonen-Studenten schützen ihre gemaßregelten Professoren

Während aus Leningrad Nachrichten über eine Revolte sow je
tischer Studenten kommen (vg l. Seite 3), is t auch in  der 
«ow jetzone der Kam pf an den Universitäten und wissenschaft- 

ieii Instituten w ieder aufgeflammt. An  der Technischen 
—ochsehule fü r Chemie in Halle-Merseburg' wurden v ie r  Stu
denten als „Rädelsführer einer Petöfi-Gruppe“ vom SSD ver
haftet. In  Jena kam es zu Yoilesim gs-Yerweigerüngen und in 
L e ip z ig  hagelt es Parteistrafen und Relegierungen. D ie Aus
fä lle  Ulbrichts und Honeckers gegen die wissenschaftliche 
In telligenz —  auf der vergangenen 30. ZK -Tagu ng der SED — 
haben Unruhe und Yerbitterung an die Hochschulen und F or
schungsstätten getragen. Und diesmal ist es mehr als ein 
impulsives Aufbegehren gegen die Parteidiktatur.

Man darf nicht vergessen, daß 
die Mehrzahl der gemaßregel- 
ten Professoren und W issen
schaftler der SED angehört und 
ihre eigene Haltung aus den 
Ereignissen in Polen und Un
garn abgeleitet hat.

Leute w ie P ro f. Behrends und 
Professor Bloch, die gestern 
noch von der SED als führende 
Kapazitäten gefeiert wurden, 
entwickeln plötzlich vor den 
Studenten vö llig  logische und 
begründete eigene Theorien. 
Zum ersten Male gestatten sie 
den Studenten Einblicke in das 
ihnen bisher vorenthaltene 
echte Studienmaterial. W er es 
erleben konnte, w ie bereits die 
Veröffentlichung des ersten Sta- 

jchen Jahrbuches an den 
Universitäten ganze Studien
gruppen in  Bewegung setzte, 
w ie  man plötzlich anhand halb
wegs konkreter Zahlen nachzu
rechnen begann, was vorher nur 
abstrakte Theorie bleiben 
mußte —  der weiß um den viel 
zu lange eingedämmten W issen
drang der jungen Zonen-Intel- 
ligenz.

SED verschweigt 
Auseinandersetzungen

Dabei hat es die SED bis 
zum heutigen Tage verstanden, 
den wahren Umfang dieser 
Auseinandersetzungen zu ver
schweigen. D ie Studenten von 
Le ip z ig  erfahren nur per Zu«

fall, was gleichzeitig an 4en 
Universitäten in Jena und R o 
stock geschieht. D ie erregten 
Auseinandersetzungen in  den 
Bezirken kommen gar nicht erst 
bis in die Hauptstadt. N ur
tropfenweise wagen SED und 
FD J  zu den Vorfä llen  Stellung 
zu nehmen.

Aus der Redaktion des
„SO N N TA G “ wurde der SED-
Funktionär Zwerenz zwangs
entfernt, w eil er den Leip ziger 
Studenten geheimes In form a
tionsmaterial überließ. D ie
Frau des Professors Bloch 
wurde aus der Parte i ausge
schlossen. Der Kulturbundfunk
tionär H erzfelde wurde gemaß- 
regelt, w eil er öffentlich er
klärte, Chruschtschow wechsele 
seine Ansichten über Stalin 
vermutlich öfter als sein Hemd. 
In  Greifswald haben die M edi
zinstudenten eigene Vorträge 
arrangiert unter dem Them a: 
„W as zeigt uns das Beispiel 
Jugoslawiens und Po lens?“ P ro 
fessor Bloch Unterzeichnete eine 
Resolution von mehr als 200 
Leip ziger Studenten, in  der die 
Abschaffung des Zwangsunter
richtes in Marxismus-Leninis
mus gefordert w ird. Bloch 
selbst bezeichnete diese Stu
dien als „Schmalspur-Marxis
mus, m it dem man höchstens 
ge is tig  m inderbemittelte Pa rte i

sekretäre,^ aber keine W issen
schaftler züchten kann“ .

Gegen den Dogmatismus
Zusammen mit Zwerenz hat 

der Schriftsteller Loest den 
Kam pf gegen den Dogmatismus 
aufzunehmen versucht. Beide 
haben in Vorträgen vor B erli
ner Studenten die Ulbricht- 
schen Theorien über die „V er
elendung Westdeutschlands und 
den Aufbau des Sozialismus in 
einem Te ile  Deutschlands“ in 
Zweifel gezogen und dies durch 
konkrete Zahlen w iderlegt. D ie 
Politökonomie-Studenten an der 
Humboldt-Universität haben 
durchgesetzt, daß fü r das w ie
deraufgenommene Studium der 
klassischen W erke Lenins die 
Originalausgaben von 1923 bis 
1927 verwendet werden durften, 
entgegen der W eisung des SED- 
Zentralkomitees.

Das ist ein minimaler S treif
blick über die Situation an den 
Universitäten. D ie SED selbst 
hatte, in vö lliger Verkennung 
ihrer geistigen Situation, zum 
„wissenschaftlichen Meinungs
streit“ aufgefordert. Nun hat sie 
ihn, wenn auch weitaus realer, 
als» erwartet. W enn Leipziger 
Kunststudenten heute offen  die 
„führende R o lle  der Pa rte i“ 
negieren und die Abschaffung 
der „D D R “ zugunsten der 
Schaffung eines echten „Sozial
staates“  fordern, wenn einzelne 
Studenten und Professoren o f
fen  das Visum nach Polen, Un
garn und Jugoslawien beantra
gen, um die Verhältnisse an 
Ort und Stelle zu betrachten, 
dann hat die SED hier auch 
m it Zwangsmaßnahmen und 
Verhaftungen kein Süppchen 
mehr auf dem Herd. Eines 
aber darf nicht vergesseii w er
den: D ie heute revoltieren, sind 
die Fachleute fü r die SED« 
Pläne von morgen! Ohne sie 
gehen die Wirtschaftspläne 
nicht weiter, die SED hat keine 
»zw e ite “ In te llig en z „*  B



Moskau und die 
Eundeswahl

W G . A u f die F rage, was er 
von den Heden OUenhauers in 
den U SA halte, erklärte der 
Bundeskanzler am Freitag , er 
w olle hierüber jede Meinungs
äußerung und K r it ik  vermeiden, 
bis Ollenhauer w ieder zurück- 
gekehrt sei. Das ist guter Takt. 
W ir  brauchen ihn nicht zu lo
ben, w eil er auf amtlicher Ebene 
selbstverständlich ist. Güten 
Takt hat bisher auch Erich 
Ollenhauer auf seiner Heise ge
zeigt. H ier  ist ein L ob  schon 
eher angebracht, w eil es auch 
deutsche Po litik er gegeben hat, " 
die au f ihrer Auslandsreise mun
ter gegen die eigene Regierung 
„vom  Led er zogen“ . Das war 
immer ein Verstoß gegen den 
nationalen und auch gegen den 
internationalen Takt. E r  ist sehr 
Server, auch wenn er in dem 
fü r das private Leben so er
schöpfenden „Buch der E tikette“ 
von Erica Pappritz, dem Stell
vertretender! Chef des Proto
kolls, das anscheinend die Ge
müter in Bonn bewegt und zu 
höherer gesellschaftlicher V o ll
kommenheit erhebt, nicht aus
drücklich vermerkt ist.

Ollenhauer jedenfalls hat den 
üblen Streit zwischen Opposi
tion und Regierung nicht vor 
der amerikanischen Öffentlich
keit ausgebreitet, sondern sich 
auf die unpolemische Darstel
lung • der sozialdemokratischen 
Auffassungen beschränkt. Das 
w ar nicht nur taktvoll, sondern 
auch klug. Eine andere Haltung 
nämlich hätte den eigentlichen 
Sinn seiner Reise wahrschein
lich entwertet und entstellt.

Die „höhere Verantwortung“
über öen Sinn dieser Reise 

hat sich der sozialdemokratische 
„Vorw ärts“ in seiner letzten 
Ausgabe offen geäußert. Das 
B latt meint, bisher habe bei 
vielen maßgebenden Po litikern 
und Diplomaten der U SA der 
falsche Eindruck vörgeherrscht, 
„daß Freiheit, Demokratie und 
Sicherheit in der Bundesrepu
blik  m it Adenauer stehen und 
fa llen“ . H ier wäre es nun gut, 
wenn die SPD  diese übertrieben 
form ulierte amerikanische Vor
stellung, die der „Vorw ärts“ 
falsch und gefährlich nennt, 
nicht hur registrieren, sondern

einmal auch auf ihren Ursprung 
untersuchen würde. Sie müßte 
dann feststellen, daß jene V or
stellung in dem schlechten E in
druck wurzelt, den das M iß
verhältnis zwischen dem feind
seligen Charakter der sozial
demokratischen Opposition und 
der tatsächlichen Leistung des 
Bundeskanzlers in weiten Teilen  
des Auslandes hinterlassen hat. 
W ir  sehen einmal ganz davon 
ab ,'daß  das, was die SPD den 
Grundlinien seiner P o litik  ent
gegenzusetzen hatte, vage und 
verschwommen und je  nach der 
taktischen Situation auch 
schwankend erscheinen mußte.

D ie SPD legte also W ert dar
auf, gewisse Besorgnisse zu zer
streuen, die an den von ihr er
strebten Regierungswechsel ge
knüpft werden könnten. Von 
dem Führer des sozialdemokra
tischen Schattenkabinetts sollte 
der Eindruck verm ittelt w erden : 
„W enn er zu höherer politischer 
Verantwortung berufen werden 
sollte, so könnte man sich auf 
sein W ort, seine redlichen A b 
sichten und vor ailem seine ab
solute Loya litä t yerlassem“ Das 
B latt glaubt auch, daß der E r
fo lg  diesem Zweck der Reise 
entspreche: „D ie Amerikaner
haben, nachdem sie Oilenhauer, 
den Oppositionsführer, persön
lich kennenzulernen Gelegenheit 
hatten, den Eindruck gewonnen: 
Das ist ein loyaler, ein kluger 
Mann, der Abenteuern abge
neigt ist und m it dem Am e
rika und die übrige W elt Zu
sammenarbeiten können. Alles 
andere ist Sache der deutschen 
W äh ler.“

Zw ischen  W o rt und T a t
Natürlich ist nichts dagegen 

einzuwenden, sondern es ist 
nur 2u begrüßen, wenn das be
schädigte Ansehen der deut
schen Opposition und m it ihm 
dann die deutsche P o litik  auch 
im ganzen eine gewisse A u fw er
tung im Ausland erfahren. Es 
ist immer gut, wenn das V er
trauen, auf das ein Land in 
seinen internationalen Beziehun
gen angewiesen ist, a l l e n  
Faktoren seiner Po litik  entge
gengebracht w ird . Aber der Ver- 
trauensschwünd, dem sich die 
SPD hinsichtlich der Haltung 
einer von ihr geführten R eg ie
rung bisher ausgesetzt sah, 
wäre kaum eingetreten, wenn 
sie in den vergangenen Jahren 
stets so gesprochen hätte, w ie 
je tz t Ollenhauer in den USA.

Auch uns Deutschen selbst wäre 
mancher vergiftende Streit er
spart geblieben. N ur noch die 
Übereinstimmung von W o r t  
u n d  T a t  würde dann fehlen, 
um wenigstens in den entschei
denden Grundlinien zu einer ge
meinsamen Außenpolitik zu ge
langen und ihre Kontinuität 
auch fü r den F a ll eines R eg ie
rungswechsels erkennbar zu 
machen. Es ist leider nicht an- 
zuhehmen, daß ausgerechnet der 
Wahlkampf, in den Ollenhauer 
nun aus den U SA w ieder eu- 
rückkehrt, solcher Übereinstim
mung dienen w ird . W as der 
sozialdemokratische Parteichef 
in  seinen amerikanischen 7 m
so hübsch zu glätten vers .d, 
das w ird  dann auf den Tribü 
nen des Wahlkampfes in fe ind
licher Po lem ik von anderen w ie
der vergröbert, verzerrt und 
zerredet werden.

Sowjetische Fußangeln
Das ist schade. Aber es ist 

dann, w ie der „Vorw ärts“ rich
t ig  bemerkt, Sache des deut
schen Staatsbürgers, zwischen 
Regierung und Opposition zu 
wählen und über den weiteren 
W e g  der deutschen P o litik  zu 
entscheiden. Das ist eine Ent
scheidung, die selbstverständ
lich ausländische Beimischun
gen nicht verträgt, w eder West
liche noch erst recht östliche. 
Sie werden zweifellos versucht 
werden und in Briefen, Noten 
und Gesten von Moskau kom
men. Schon der in der Form  so 
ungewöhnlich höfliche B rie f 
Bülganms an Adenauer wurde 
so gedeutet, nur V^aren die 
Deutungen verschieden.

Man kann in dieser Hinsicht 
heute die Meinung hören, daß 
die Sowjets an einem ? 
Adenauers, dessen Sturz .e 
b isher betrieben haben, in den 
kommenden W ahlen interes
siert wären, w eil seine m it 
Recht So entschiedene V er
tretung der Sicherheit und 
F reiheit Gesamtdeutschlands 
den Sowjets b illige  Vorwände 
zur Aufrechterhaltung des Sta
tus quo der Spaltung Deutsch
lands liefere. Andere w ieder 
meinen, daß Moskau an einem 
E rfo lg  Ollenhauers gelegen sei, 
w e il er die vom  Krem l so 
he ftig  bekämpfte Wehrpflicht 
w ieder abbauen w olle und auch 
sonst Auffassungen vertrete, 
die den Sowjets entgegen
kämen. W ir  warnen auf das 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres- 
S' schicken:

Herrn E. R e g n i

Berlin-Tem pelliof 1 
Manfred-v.-Rielithofen-Str. 2, I I

Falls  gSie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B r ie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

Sowjet-Studenten begehren auf
Strafmaßnahmen an Moskauer Universität

Taris (A P ).  D ie Unruhe unter den Intellektuellen und Studen
ten hinter dem Eisernen Vorhang g re ift  in  zunehmendem Maße 
auf die Sowjetunion über. E tw a hundert Studenten der Mos
kauer Universität sind wegen K ritik  an der bestehenden Staats
ordnung von der Universität gewiesen und zur Fabrikarbeit 
verpflichtet worden. Das gleiche Schicksal soll eine Anzahl von 
Studenten des Lenin-Instituts fü r Pädagogik  ere ilt haben. Dies 
geht aus einem Bericht diplomatischer Kreise hervor, der am 
F reitag  in der französischen Hauptstadt vorlag.
Nach diesem Bericht ist die G'omulka als ihres geistigen

W ir
H ilfe .

danken Ihnen fü r Ih re

M ißbilligung des herrschenden 
Regimes —  ausgelöst durch 
Studentenunruhen in Ungarn, 
Po len  und in  der Sowjetzone —  
an den sowjetischen Universitä
ten ständig im  Wachsen. Es 
heißt, daß die junge sowjetische 
Generation der Gegenwart die 
zugleich kritischste und m utig
ste seit der Oktoberrevolution 
des Jahres 1917 sei.

So ist es zum Beispiel auf 
e iner Versammlung von Studen
ten der Len ingrader Universi
tät bei einer Debatte über Sti
pendien jüngst zu einer rege l
rechten Demonstration gekom
men, auf deren Höhepunkt die 
Studenten ein B ild  des polni
schen „Nationalkommunisten“

Falsche Berufung
D T. Von den Rechtsvertretern 

der nicht mehr bestehenden 
K P D  lieg t bei der Europäischen 
Kommission fü r Menschenrechte 
in  Straßburg eine Beschwerde

ten w eder grundsätzlich 
erkennt, noch praktisch 
währleistet. Chrustschow 
das in seiner berühmten 
klagerede gegen Stalin

an-
ge-
hat
An-

aus-
gegen das Verbot dieser Parte i . drücklich eingestanden und eine
durch das Bundesverfassungs
gericht vor. A u f einer Presse
konferenz in  Ostberlin haben 
d* stalinistischen Funktionäre 
I  elm Girnus, Rechtsanwalt 
Raul und P ro f. Dr. K roeger das 
in Erinnerung gebracht. D ie 
Beschwerde richtete sich gegen 
die Bundesregierung, die das 
Verbot der K P D  rechtswidrig 
betrieben habe, obwohl die 
Straßburger Konvention mit 
ihrer Ratifiz ierung durch die 
Bundesrepublik innerstaatliches 
Recht geworden sei.

Es bedarf keiner Betonung, 
daß es sich hier um eine Aktion 
handelt, die nicht im  Namen 
des Rechts, sondern zum 
Zwecke der Propaganda erfo lgt. 
Erstaunlich ist nur die D reistig
keit derer, die sich auf die ge
nannte Konvention im Dienste 
eines politischen Systems be
rufen, das die von ihr ge
schützten Rechte und Freiliei-

Besserung gelobt, von der w ir  
leider noch nicht v ie l gesehen 
haben.

D ie stalinistischen Anwälte 
der K P D  irren sich aber. Ge
rade w eil die von ihnen in An
spruch genommene Konvention 
dem Schutze der Menschen
rechte und der Grundfreiheiten 
dient, enthält sie zugleich die 
Bestimmung, daß sie nicht zu
gunsten derer angewandt w er
den soll, die auf die Beseitigung 
jener Rechte und Freiheiten 
hinarb eiten.

Im  übrigen gibt es ein Zu
satzprotokoll zu der Konvention, 
dessen A rtike l 3 den Beteiligten 
die Verpflichtung auferlegt, „in 
angemessenen Zeitabständen 
fre ie und geheime Wahlen 
unter Bedingungen abzuhalten, 
welche die fre ie Äußerung der 
Meinung des Volkes bei der 
W ahl der gesetzgebenden K ö r
perschaften gewährleisten". Das

Mentors ehrten.

Den Studenten des Len in-In
stituts in  Moskau war nach dem' 
Bericht der Diplomaten die B il
dung einer politischen „Unter
grundbewegung“ zur Last ge
leg t worden. Tatsächlich habe 
es einen Zusammenschluß von 
Studenten zu einem literarischen 
Diskussionsklub gegeben. D ie 
literarische K r it ik  der Gruppe 
habe sich bald auch auf W erke 
des Stalin-Günstlings Schdanow 
erstreckt und zur K r it ik  am so
wjetischen System geführt.

D ie Relegationen an der Mos
kauer Universität sind nach Be
richten von zuverlässiger Seite 
erfo lgt, w eil die Studenten 
Veröffentlichungen der b riti
schen Rundfunkgesellschaft 
BBC an die Wände der Univer
sität angeschlagen hätten. Bei 
einer literarischen Diskussion 
in der Moskauer Universität 
sollen andere Studenten die 
„bürokratische Degeneration“ 
des sowjetischen Systems ange
griffen  und eine größere öffent
liche K ontro lle der Regierung 
gefordert haben. Gegenstand der 
K r it ik  sei auch die These des 
sowjetischen Regimes gewesen, 
daß die Unterdrückung von 
K r it ik  und die Informations- 
K on tro lle  angesichts „der Ge
fahren einer In fektion  durch 
bürgerliche Ideolog ie“ gerecht
fe r tig t  seien. Bei einer anderen 
Gelegenheit, berichteten die 
Diplomaten weiter, sei das E in
parteiensystem verurteilt und 
die Ablösung des Obersten So
w jets durch eine Körperschaft 
gefordert worden, deren M it
g lieder durch fre ie  und ge
heime Wahlen erm ittelt werden 
sollten.

ist der entscheidende Punkt, an 
dem Pankow  sich zu der Straß
burger Konvention bekennen 
sollte. A lles andere regelt sich 
dann von selbst.



Festnahmen vor West-Botschaften
Neue Yerfolgungswelle der Kadar-Regierung

Budapest (A P )-  D ie kommunistische Kadar-Regierung hat 
mit der Verfolgung aller Ungarn begonnen, die in  Budapest 
die diplomatischen Vertretungen westlicher Staaten aufsuchen, 
um sich dort H ilfe  oder ein Visum fü r die Ausreise in den 
freien Westen zu erbitten.

Ungarische Polizei, verstärkt 
durch Geheimpolizisten, zog 
einen Kordon um die Gesandt
schaften der USA, Großbritan
niens, Frankreichs und Öster
reichs und hielt sämtliche P e r 
sonen an, die in den Gebäuden 
ein- und ausgingen. Selbst der 
österreichische Gesandte W alter 
Peinsipp wurde gezwungen, 
seine Papiere vorzuzeigen. Zahl
reiche Ungarn, die der Po lize i 
auf diese W eise ins Netz g in 
gen, wurden auf Lastwagen 
weggefahren. Der österreichische 
Gesandte hat fü r Dienstag 
einen offiziellen  Protest beim 
ungarischen Außenministerium 
gegen diese Verfolgungsmaß
nahmen angekündigt.

Politische Beobachter in  Bu
dapest sehen den Grund für 
diese Verfolgungsmaßnahmen 
darin, daß die Kadar-Regierung 
befürchtet, das westliche Aus
land könne durch die unga
rischen Besucher in den west-

Zwischenfall 
in Marienborn

Berlin (A P ). Sowjetische 
Posten haben am Autobahn- 
Kontrollpunkt Marienborn sechs 
Angehörigen des Hamburger 
amerikanischen Konsulats die 
W eiterreise nach W estberlin 
verwehrt. Das Verbot wurde 
von einem sowjetischen O ffizier 
m it der Begründung motiviert, 
die Pässe der Heisenden seien 
nicht in  Ordnung. Ein Verbin
dungsoffizier der amerikani
schen Armee protestierte sofort 
gegen die sowjetische Maß
nahme.

Bereits vorige Woche M itt
woch haben die sowjetischen 
Grenzwachen in Marienborn dem 
Korrespondenten einer ameri
kanischen Bilderagentur die 
W eiterreise nach W estberlin 
verweigert. Sie erklärten, sein 
Heisepaß enthalte keine Eintra
gung, die ihn als Angehörigen 
der amerikanischen Streitkräfte 
in  Deutschland identifiziere. •

liehen Gesandtschaften mehr 
über die tatsächliche Situation 
in Ungarn erfahren, als die R e
gierung selbst veröffentlichen 
w ill. Dazu scheint eine nervöse 
Angst zu kommen, die anti
sowjetischen Kreise in Ungarn 
könnten durch die Gesandt
schaften des Westens Unter
stützung erhalten. E iner der 
von der Po lize i kontrollierten 
Ungarn soll beim  Verlassen 
eines Gesandtschaftsgebäudes 
ge fragt worden sein, ob er 
„irgendwelche W affen“ erhal
ten habe.

Rentenreform tritt in Kraft
Bonn (A P ). D ie beiden Ren

tenreformgesetze wurden jetzt 
im  „Bundesgesetzblatt“ verkün
det und treten damit in K ra ft. 
Sie sind von Bundespräsident 
Heuss unterzeichnet worden. 
Das Berliner Abgeordneten

h au s hat, w ie gemeldet, die 
Übernahme der Rentenreform 
gesetze bereits in der vergan
genen Woche beschlossen.

F ü r die über sechs M illionen 
Rentner der Arbeiterrente und 
der Angestelltenversiche- ? 
werden die Renten rückwir. i  
vom 1. Januar 1957 an herauf
gesetzt.
. Die Beitragserhöhungen von 
11 auf 14% treten am 1. März 
in K ra ft. Damit gekoppelt ist 
eine Senkung der Beiträge zur 
Arbeitslosenversicherung von 3 
auf 2%.

Geheimkonferenz in London
WEU berät über Verteidiguugsfragen

Bonn (Eigenmeldung). In  Lon
don begann eine m ehrtägige 
Geheimkonferenz des M inister
rates der Westeuropäischen 
Union (W EU ), bei der vor allem 
über den geplanten Abzug von 
30 000 britischen Soldaten aus 
der Bundesrepublik beraten 
werden soll. Entschlüsse w er
den von dieser Konferenz nicht 
erwartet; die Entscheidung 
w ird  wahrscheinlich erst in der 
nächsten Sitzung' des N ATO - 
Minister.rates fallen, die An
fang Mai in Bonn stattfin
den soll.

D ie N A T O  hat in diesen 
Tagen in einem Gutachten Be
denken gegen die britischen 
Pläne geäußert. D ie Bundes
republik w ird  auf der Londoner 
W EU-Tagung von Außenmini
ster von Brentano vertreten. 
D ie übrigen Teilnehmerstaaten 
sind: Großbritannien, Frank
reich, Holland, Belgien  und 
Luxemburg.

Obwohl die Bundesrepublik, 
deren militärischer Schutz zum 
T e il auf der Anwesenheit der 
britischen Truppen beruht, von 
dem Abzug der britischen 
Truppeneinheiten besonders be
troffen ist, w ill die Bundes
regierung bei den Verhandlun
gen in London nicht die Gruppe 
der Staaten anführen, die der

britischen Regierung bei ihren 
Plänen widersprechen. Man 
sieht in Bonn ein, daß die A b 
sicht der britischen Regierung, 
die Rüstung auf Atomwaffen 
umzustellen, im Prinzip  richtig 
ist, und bringt Verständnis da
fü r auf, daß es auch im ge
samteuropäischen Interesse lie 
gen kann, wenn England sich 
zu einer großen Atommacht 
entwickelt. Voraussichtlich w ird 
die Bundesregierung aber den 
Standpunkt der m ilitärischen 
Befehlshaber der N A T O  unter
stützen, daß der Abbau der 
britischen Heereseinheiten f f 
dann erfolgen sollte, wenn 
Umstellung auf Atomwaffen in 
Großbritannien erfolgt ist.

D er zweite Punkt, der in 
Bonn und in anderen europä
ischen Hauptstädten Anstoß er
regt hat, ist die Absicht E ng
lands, auch gewisse L u ftw a f
feneinheiten aus der Bundes
republik abzuziehen. Nach An
sicht m ilitärischer Fachleute in 
Bonn w ird  die Verteid igungs
kraft der britischen Truppen in 
Westdeutschland dadurch über
mäßig geschwächt. Man sieht es 
auch nicht als einen vollen 
Ausgleich an, daß die britische 
Regierung eine strategische 
Lu ftflo tte  auf der Insel zur 
Verfügung halten will..



So sind sie tcirklichi

„Wir sind doch kein Kleingärtner-Verein !i4
Im Frühjahr 1953 kam eine 

Delegation thüringischer
Bauern nach Erfurt, um dort 
beim Bezirkstag den W idersinn 
verschiedener überstürzter K o l
lektivierungsmaßnahmen zu er
klären. Empfangen wurden sie 
von einem vierschrötigen SED- 
Funktionär,' der ihnen m it 
wieherndem Baß erklärte: „ Ih r  
seid ja  u lk ig ! W ir  sind doch 
^ e r  kein K leingärtner-Verein!

2r glaubt ihr, noch im Atom- 
^ lta lte r  auf eurer Klitsche zu 
sitzen?“

E in  Jahr später g ing in e tli
chen thüringischen Kreisen die 
Agrarproduktion bis auf 60 P ro 
zent des vorherigen Stan
des zurück. D ie neuen LPG' 
waren ein Pein fa ll. Hundert
tausende wurden an der fa l
schen Stelle investiert. Aber zu 
diesem Zeitpunkt saß der V ier
schrötige längst in Ostberlin. 
Im  SED - Zentralkomitee, als 
„Sekretär fü r Landw irtschaft“ .

„D ie einzigen Ochsen ..
Dieser Erich Mückenberger 

wurde am 8. 6. 1910 in Chemnitz 
.als Sohn eines Metalldrehers ge
boren. Er wurde Schlosser und 
trat m it 14 Jahren der Soziali
stischen Arbeiterjugend (SAJ) 
bei. 1927 g ing er zur SPD. A ls 
lS jähriger entsagte er seinem 
Beruf, um Funktionär zu w er
den. Im  „Beichsbanner“ w ar er 
als Jugendleiter des Gaues 
Chemnitz/Erzgebirge tätig, bis 
er sich 1933 einer m it P ra g  in 

rbinduhg stehenden W ider-
.andsgruppe anschloß. 1935 

wurde er beim Grenzübertritt 
aus der C SP verhaftet, jedoch 
bereits ein Jahr später aus dem 
K Z  Sachsenhausen entlassen. 
D ie Nazis hofften, durch die 
Beobachtung Mückenbergers den 
Kurierapparat der • nach P rag  
em igrierten K P -Le itu n g  aufdek- 
ken zu können. Aber erst bei 
der Besetzung Prags erbeuteten 
sie die gewünschten Unterlagen, 
die auch Mückenberger be
lasteten. Erneut g in g  der nun 
28jährige fü r ein Jahr ins Ge
fängnis, sein einstiger Beruf 
rettete ihn als „unabkömmlich“ 
vor dem KZ. 1942' kam er dann 
in  das W ehrmacht-Strafbatail- 
lon 1001, in dem er das K riegs 
ende überstand.

E R I C H  M Ü C K E N B E R G E R

Später. als er Landw irt
schafts-Experte der SED gewor
den war, fragten ihn einmal 
seine Genossen scherzhaft: „Du 
hast doch eigentlich nie etwas 
m it Ochsen zu tun gehabt, be
vor du ins Z K  kamst . . .? “ 
Sagte Mückenberger: „Nee, die 
einzigen Ochsen, die ich in m ei
ner Jugend kannte, saßen da
mals in Prag. Die haben meine 
Karteikarte für die Nazis auf
gehoben . . .“

M it Ulbricht wenig im Sinn
Diese Anekdote ist verbürgt, 

und sie hat einigen H in ter
grund. D ie lange Zeit in P ra g , 
w irkende Ulbricht-Gruppe hatte 
damals in unglaublichem Leicht
sinn der Gestapo w ichtigste 
Akten in die Hände fa llen  las
sen. Tausende illega l arbei
tender Kommunisten und So
zialdemokraten wurden darauf
hin verhaftet. So hat Mücken
berger m it seinem Chef Ulbricht 
eigentlich recht w en ig  im Sinn. 
Sobald er kann, schließt er sich 
anderen Mächtigen an. Heute 
gehört er zu den besten Freun
den und Stützen Schirdewans, 
des Organisationschefs der 
Partei.

1945 aber g ing er erst noch 
einmal in die SPD. Viele, die 
nach dem Zusammenbruch ein
deutig auf der kommunistischen 
Seite standen, machten es so. 
Sie bildeten —  w ie auch-Mük- 
kenberger —  bei der Zwangs
vereinigung dann das Zünglein 
an der W aage fü r ‘ die ’ neue 
SED.. D iesmal bekam er den

K re is Chemnitz als SED-Sekre- 
tär. G leichzeitig organisierte er 
dort die B lockpolitik und be
gann, die bürgerlichen Parteien 
vorsorglich ihrer späteren Ver
wendung zu „säubern“ .

Der Au fstieg
Mückenbergers .Karriere be

gann 1948 m it dem Besuch eines 
halbjährigen Speziallehrgangs 
fü r den künftigen Parteinäch- 
wuchs an der Parteihochschule 
in  Kleinmachnow. Unmittelbar 
danach wurde er 2. Landesvor
sitzender der thüringischen 
SED, um w enig später den
1. Sekretär abzulösen. Nach der 
Aufteilung der alten Länder in 
Bezirke wurde M. 1952 1. Sekre
tär der SED-Bezirksleitung E r
furt. H ier vertrat er auch den 
Bezirkstag und war Vorsitzen
der der Ständigen Kommission 
fü r Volkspolizei und Justiz.

Am  24. Juli 1953 —  die dama
lige 15. Tagung des Z K  w ar die 
Sammlung nach derJuni-Nieder- 
lage —  wurde Mückenberger 
ins Zentralkomitee geholt. Er, 
der zeitlebens nie etwas 
von Landwirtschaft verstanden 
hatte, wurde der Agrarpolitiker 
der SED. G leichzeitig wurde er 
Kandidat des Politbüros.

Ein undankbarer Posten
Glücklich, das g ibt Mücken

berger heute zu, ist er auf die
sem Posten nicht geworden. 
D ie bereits vor dem Juni-Auf- 
stand festgefahrene SED- 
Bauernpolitik ließ sich auch 
durch Mückenberger nicht mehr 
revidieren. Das System hatte 
die Kollektivierung begonnen 
und mußte sie —  von F a ll zu 
Fall auch w ider die bessere 
Einsicht —  zu Ende führen.

Längst hat Mückenberger ein
gesehen, daß es bei der K o llek
tivierung um mehr Für und 
W id er geht als bei der A u flö 
sung eines „K le ingärtner-Ver
eins“ .- Aber als Vertreter jener 
Institution, die das Ganze be
gonnen hat, kann er nicht g e 
gen die alten Fehler am son
dern muß ihnen neue hinzu
fügen. Selbst, wenn man ihm 
dies eines Tages zur Last legen 
wollte.



Wie geht es weiter ani dem Lande?
Auch die SED hat einen „Grünen Plan“  — aber . . .

D er „Grüne P lan“  der Bundesregierung steht in diesen 
Tagen im Mittelpunkt heftiger A n griffe  der SED. W er  sieh in 
der Sowjetzone m it diesem Plan beschäftigen w ill, w ird  dabei 
zu wesentlich anderen Schlußfolgerungen kommen als die SED. 
Darum aber geht es gar nicht: D ie Kampagne der SED ist ein  
großangelegtes Ablenkungsmanöver, m it dem jene Pläne ver
schleiert werden sollen, d ie das Sowjetzonenregime in  der m it
teldeutschen .Landwirtschaft realisieren möchte. B isher hörte 
man in den letzten Monaten die widersprechendsten Meldungen 
darüber. D ie einen reden vom „Kollektivierungs-Stopp“ , die 
anderen von einer „Verschärfung der Landwirtschaftspolitik“ . 
D er Bauer, den es angeht, beginnt unruhig und unsicher zu 
werden. Versuchen w ir  eine Antwort zu geben auf die F rage : 
W as w ird geschehen?

SSD, herhören!
D er kleine TA G  w ird ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister-

,W er die letzten Berichte über 
die Erfüllung des Volksw irt
schaftsplanes von 1956 in der 
Zeitung las, weiß, daß die H ek
tarerträge in fast allen Sparten 
zurückgegangen sind. Man
gelnde Pflegearbeiten  und aku
ter Mangel an Düngemitteln 
waren daran ebenso schuld w ie 
verschiedene Kollektivierungs
experimente der letzten Jahre, 
die zum T e il erst je tzt ihre 
bösen Fo lgen  zeitigen.

Die Sache m it den LPG
Man hat in den letzten 

Wochen zum T e il irreführende 
Nachrichten über die Auflösung 
verschiedener L P G  und die 
Neueinstufung der drei L P G - 
Klassen gehört. D er wahre 
Sachverhalt ist anders. D ie SED 
denkt überhaupt nicht daran, 
die Ko llektivierung gänzlich ab
zustoppen oder gar rückgängig 
zu machen. Sie w ill nur das 
Tempo dieser Maßnahmen den 
örtlichen und ökonomischen 
Gegebenheiten anpassen. Längst 
is t man auch in der Sow jet
union von jenem Stalinschen 
D rang nach einer „Bodenverge
sellschaftung um jeden P re is “ 
theoretisch abgekommen. D ie 
Russen haben ihre Zwangskol
lektivierung in den zwanziger 
Jahren m it zu großen Men
schenopfern und Hungerkata
strophen bezahlt, als daß ein 
halbwegs normaler Mensch 
diese Experim ente wiederholt 
w issen möchte. N ur —  U lbricht 
beispielsweise hatte geglaubt, 
er könne in  einem Anlauf etwa 
die H ä lfte  der landwirtschaft
lichen Nutzfläche kollektivie
ren. E r ist bereits beim  Spurt 
aus der Bahn gekommen! Heute 
—  trotz verstaatlichter Güter 
und LPG *—  befinden sich noch 
immer rund 70 Prozent der 
Ackerfläche Mitteldeutschlands

in Einzelbewirtschaftung. Die 
SED w ill 20 Prozent davon noch 
im  Lau fe dieses 5-Jahresplanes 
—  also bis 1960 —  „vergesell
schaften“ . Das heißt: D ie Ent
eignung, die m it sapftem 
Zwang geförderte K o llek tiv ie
rung, steht nach w ie  vor als 
Punkt 1 auf der Tagesordnung 
der Agrarpolitik .

Nun ist das aber m it den 
L P G  eine Sache fü r sich. Für 
die Stufe 1 läßt sich der Bauer, 
wenn ihm das Messer am K ra 
gen sitzt, notfalls noch gew in
nen. An  der Stufe 2 ist er be
reits nicht mehr interessiert. 
Da hört er auf, Bauer zu sein. 
E r  betrachtet sich selbst als 
staatlich angestellten Tagelöh
ner und —  entsprechend muß 
seine Arbeitsauffassung sein.

D ie SED hat dies zu spät ein
gesehen. Sie hat die alarm ie
renden Berichte ländlicher 
SED-Leitungen lange Zeit als 
„übertrieben“ betrachtet. Jetzt 
erkennt sie plötzlich, daß in den 
Jahren 1955—1956 mehr als 
20 000 landwirtschaftliche Fach
kräfte den Acker verlassen ha
ben, den s ie bebauen sollten. 
Ungeachtet der Flüchtlinge, die 
nach dem W esten gingen. Zu 
spät kommen Verordnungen 
w ie  jene, die es den Betrieben 
verbietet, A rbeiter bäuerlicher 
Abstammung zu beschäftigen.

In  dieser Situation hat die 
SED folgendes ins Auge ge
faß t: Sie w ill die Stufe S der 
L P G  abschaffen, um diese nicht 
länger als Abschreckung fü r den 
E in tritt in die L P G  überhaupt 
angesehen zu wissen. Sie w ill 
ferner den bäuerlichen P riva t
betrieben eine solche K le in 
mechanisierung zugestehen, die 
sich bei späterem Zusammen

amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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Käm e er in die Stufe 3, die ihm 
keinerlei privates Interesse 
mehr zugesteht, wäre er abso
lu t g leichgültig geworden. 
N ichts verbindet ihn mehr m it 
dem Land, das er bebauen soll. 
Ebensogut kann er auch in die 
Fabrik  gehen, w o er mehr und 
leichter verdient.

Schluß dieser Betriebe zu L P G  
als Grundstock einer neuen 
M TS-Type verwenden läßt. Das 
heißt: Der Traktor, den der 
Einzelbauer je tz t auf der L e i
z ige r  Messe kaufen darf, is t b t  
reits fü r jene M TS eingeplant, 
von der er später als K o llek tiv
bauer bedient werden soll. 
N icht, daß man ihm dann die
sen Traktor w ieder enteignen  
w ill. Aber er kommt, gegen 
„M iete“ , in  den „großen T o p f“ . 
Einen finanziellen Verlust er
leidet der Bauer also auf jeden 
Fall.

N im m t man die positive 
Seite, kann man sagen: D ie 
SED w ar noch nie so auf den 
Einzelbauer angewiesen w ie in 
diesem und —  vermutlich auch 
in den kommenden Jahren. 
Aber: Sie w ird  jede ökono
mische Verbesserung ausnutzen, 
um die als Endziel geplante 
Gesamtkollektivierung voranzu- 
t r  eiben.

Die Landflucht nimmt zu



„Wir betonen die zweite Silbe" Ferien am Comer See 
mit direkter Leitung nach Bonn

Moskau und die Bundeswahi
Fortsetzung; von Seite 3 

dringlichste davor, solchen 
Überlegungen und Spekulatio- 

m  im W ahlkampf auch nur 
.n geringsten Raum zu geben. 

Es wäre geradezu ein Unglück 
fü r die deutsche P o litik  — ganz 
gleich, w er nach den Wahlen 
reg iert wenn die beiden
großen Parteien sich die gegen
sätzliche Deutung des sow je
tischen Interesses gegenseitig 
an den K op f w erfen wollten. 
Sie sollten w irk lich  nicht in 
die Fußangeln treten, die ihnen 
Moskau legt. D ie Sowjets sähen 
es nämlich am liebsten, wenn 
beide sich gegenseitig durch 
einen erbarmungslosen W ah l
kampf in M ißkredit bringen 
würden. Sie werden alles M ög
liche unternehmen, um auf 
diese W eise aus dem deutschen 
W ahlkampf fü r die Methoden

und Ziele ihrer eigenen Deutsch
landpolitik einen etwas schmut
zigen Nutzen zu ziehen.

W enn man ihren propagan
distischen Einmischungen auf 
den Grund geht, dann w ird  
man sie m it Sicherheit in der 
Tatsache begründet sehen, daß 
die Sow jets h e u t e  die W ie
dervereinigung nicht wollen 
oder doch nur unter Bedingun-. 
gen, die w ir  einfach nicht an
nehmen können. Ob der Krem l

Adenauer formalfreundliche 
B riefe schickt, oder ob er 
Ollenhauer politische Avancen 
macht: für beide Und fü r uns 
alle sollte das ein Gruhd sein, 
ihm auf das äußerste zu m iß
trauen. W ir  sollten uns gegen 
solche Versuche gemeinsam 
wehren und uns nicht um den 
armseligen Brocken streiten, 
den Moskau den deutschen 
W ählern h inw irft. Das sollte 
das oberste, von allen streng 
beachtete Gesetz unseres W ahl
kampfes sein.

Heuss geht es besser
Amtsgeschäfte weitergeführtLeichte Lungenentzündung —

Berlin (AP/D PA). Das Befin
den des Bundespräsidenten 
Theodor Heuss, der, w ie ge
meldet, an einer leichten Lun
genentzündung erkrankt ist, hat 
sich w eiter gebessert.

D er Bundespräsident übt nach 
w ie vor einen T e il seiner 
Amtsgeschäfte aus.' G-enesungs- 
wü rische trafen auch von dem 
stellvertretenden SPD - V or
sitzenden M ellies im Nam ea 
seiner Parte i ein,.
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